
 

 

 

 

Jedes Kind hat ein Recht auf die Unversehrt-

heit seines Körpers. Die Kinderrechtskonven-

tion der Vereinten Nationen verpflichtet durch 

Artikel 24 (3) die Vertragsstaaten, Kinder vor 

allen überlieferten Bräuchen, die für ihre Ge-

sundheit schädlich sind, zu schützen. Mäd-

chenbeschneidung ist eine solche schädliche 

Praxis. Sie verstösst gegen fundamentale Men-

schenrechte. 

Die physischen und psychischen Risiken der 

Mädchenbeschneidung sind schwerwiegend, 

oft leiden betroffene Mädchen und Frauen ihr 

Leben lang unter den Konsequenzen. 

 

In Gesellschaften, in denen Mädchenbeschnei-

dung praktiziert wird, ist sie eine «soziale 

Norm», d. h. eine verinnerlichte Erwartung an 

die Mitglieder einer Gemeinschaft. Bei einer 

Befolgung wird das Mädchen belohnt und bei 

einer Nichtbefolgung von der Gesellschaft 

bestraft.  

Infolgedessen wird diese schädliche Praxis von 

vielen als unvermeidbar für das Wohl der 

Töchter angesehen. Unbeschnittene Mädchen 

und Frauen gelten als unvollkommen, unrein 

und unästhetisch. Sie riskieren, nicht verheira-

tet und aus der Gemeinschaft ausgeschlossen 

zu werden.  

 

In vielen Ländern Zentral- und Westafrikas, 

aber auch in Teilen des Mittleren Ostens und 

Südostasiens ist die Mädchenbeschneidung seit 

Jahrhunderten weit verbreitet. Regional kön-
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nen bis zu 99 Prozent der Frauen betroffen 

sein. 

Durch internationale Migrationen wurde Mäd-

chenbeschneidung in die Diaspora der Destina-

tionsländer getragen. Wenn eine Familie in ein 

Land einwandert, in welchem Mädchenbe-

schneidung nicht praktiziert beziehungsweise 

abgelehnt wird, kann es zur Aufgabe der Pra-

xis kommen. Es kann aber für die Familien 

ebenso naheliegend erscheinen, die soziale 

Norm in der Diaspora fortzuführen. Mögliche 

Gründe sind unter anderem eine Heirat in der 

eigenen Gemeinschaft, das Bedürfnis, die 

eigene Herkunft besonders zu unterstreichen, 

oder eine eventuelle Rückkehr ins Heimatland. 

Durch mangelnde Informationen und das Auf-

rechterhalten eines Tabus kann es sogar dazu 

kommen, dass lange Zeit nicht realisiert wird, 

dass die Praxis im neuen Umfeld nicht durch-

geführt wird. An diesen Stellen liegt die Auf-

gabe bei den Aufnahmeländern, mit Präven-

tions- und Informationsarbeit sowie durch 

klare Gesetze gegen Mädchenbeschneidung 

vorzugehen. Konstante Zusammenarbeit mit 

den Herkunftsländern ist dabei von grosser 

Bedeutung, da die Praxis für viele Familien 

eine Verbindung zur Heimat und ein Symbol 

der Zugehörigkeit darstellt. Dort stattfindende 

Veränderungen können sich somit zusätzlich 

positiv auf das Verhalten der hiesigen Migrati-

onsgemeinschaften auswirken. 

 

UNICEF Schweiz hat seit 2001 verschiedene 

Aspekte der Mädchenbeschneidung in der 

Schweiz beleuchtet. Ging man im Jahr 2001 

noch von 6000 bis 7000 gefährdeten oder be-

troffenen Mädchen und Frauen aus, wird ihre 

Zahl im Jahre 2013 auf rund 15 000 geschätzt. 

Die betroffenen Frauen und Mädchen stammen 

mehrheitlich aus Somalia, Eritrea und Äthio-

pien.  

Es ist davon auszugehen, dass die meisten 

Beschneidungen im Herkunftsland, mitunter 

während der Sommerferien, durchgeführt wer-

den. Aufgrund der Ergebnisse von landeswei-

ten UNICEF Umfragen und bisheriger Straf-

verfahren wurde festgestellt, dass höchstwahr-

scheinlich auch auf schweizerischem Boden 

Mädchen beschnitten werden. 

 

Vor rund zehn Jahren zeigte UNICEF Schweiz 

dank der Erstellung zweier Rechtsgutachten1 

auf, dass die rechtliche Situation der Strafbar-

keit von Mädchenbeschneidung Klärung be-

durfte.  

UNICEF Schweiz publizierte auch eine Stu-

die2, in der diese Praxis im Kontext des 

schweizerischen Kindesschutzes analysiert 

wurde, und empfahl entsprechende Anpassun-

gen zum Wohle des Kindes. 

Weiter fehlte es an Informations- und Aufklä-

rungsarbeit bei Professionellen, die beruflich 

Kontakt zu betroffenen oder gefährdeten Mäd-

chen und Frauen haben könnten. Ein grund-

legender Informationsbedarf bestand auch in 

den entsprechenden Migrationsgemeinschaften 

und der breiten Öffentlichkeit.  

 

Die Rechtsgutachten unterstrichen den Hand-

lungsbedarf betreffend die Rechtsgrundlage in 

der Schweiz: Einerseits werden verschiedene 

Formen der in der rechten Seitenspalte be-

schriebenen Typen von Mädchenbeschneidung 

praktiziert. Dies bedingte im schweizerischen 

Recht für jeden einzelnen Fall eine oder meh-

rere Untersuchungen zur Beurteilung des exak-

ten Ausmasses der Körperverletzung. Je nach 

resultierender «Schwere» des Eingriffs wurde 

anschliessend das anwendbare Strafmass be-

stimmt. Einige Formen wurden als «milder» 

gewertet als andere.  

Andererseits bestand ein weiterer Handlungs-

bedarf betreffend Strafbarkeit bei einer im 

Ausland begangenen Tat. Eine Strafe konnte 

nur unter bestimmten Bedingungen ausgespro-

chen werden, die bei einer Durchführung der 

Praxis im Herkunftsland nicht unbedingt ge-

geben waren. 

Für den effektiven Schutz der gefährdeten 

Mädchen ist eine einheitliche Strafnorm gegen 

jede Form von Mädchenbeschneidung in der 

Schweizer Gesetzgebung unerlässlich. Nur so 

kann für die oben aufgezeigten gesetzlichen 

Grauzonen Klarheit geschaffen werden. 

 

Seitdem wurde von UNICEF Schweiz viel 

bewegt. In Kooperation mit Partnern wurden 

Leitlinien für Gesundheitspersonal erarbeitet 

und durch verschiedene Veranstaltungen, Ak-

tionen und Kampagnen Sensibilisierungsarbeit 



 

 

 

betrieben – darunter auch die Veröffentlichung 

des preisgekrönten TV-Spots gegen Mädchen-

beschneidung, die Herausgabe umfangreicher 

Informationsmaterialien, Lesungen, Konzerte, 

öffentliche Statements sowie Berichte aus 

UNICEF Projekten und Diskussionen.  

Am 17. März 2005 hat Nationalrätin Maria 

Roth-Bernasconi die Initiative zum Verbot 

sexueller Verstümmelung und eine Motion zu 

Sensibilisierungs- und Präventionsmassnah-

men eingereicht. Damit forderte sie die Räte 

und den Bundesrat auf, eine einheitliche Straf-

norm im Strafgesetzbuch aufzunehmen, die 

den Schutz der gefährdeten Mädchen und 

Frauen in der Schweiz ermöglicht. Gleichzeitig 

soll die Motion den Grundstein für Aufklärung 

und Prävention legen.  

20 000 Personen haben im Frühjahr 2010 ihre 

Stimme bei einem öffentlichen Aufruf von 

UNICEF abgegeben. Im April 2010 stellte die 

Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats 

einen Antrag für einen neuen Artikel im Straf-

gesetzbuch. 

Der Bundesrat hat am 25. August 2010 diese 

Strafnorm gutgeheissen, am 30. September 

2011 folgten ihm auch die beiden Räte. Die 

neue Strafnorm ist am 1. Juli 2012 in Kraft 

getreten. Die Arbeiten zur Umsetzung der 

Motion sind im Gange. Bereits jetzt erleichtern 

das neue Gesetz und die klare Haltung der 

schweizerischen Gesellschaft die präventiven 

Arbeiten in Migrationskreisen sowie in der 

breiten Öffentlichkeit.  

Ein Verbot allein vermag die Mädchen aber 

noch nicht umfassend zu schützen, Sensibili-

sierungs- und Präventionsarbeit ist weiterhin 

notwendig. UNICEF Schweiz ist Mitglied der 

nationalen Arbeitsgruppe gegen Mädchen-

beschneidung in der Schweiz, AG FGM, und 

unterstützt Organisationen und Fachleute mit 

Wissen und Erfahrung aus internationalen 

Programmen.  

Zudem fördert UNICEF Schweiz mit dem 

Runden Tisch «Mädchenbeschneidung und 

Kindesschutz» seit dem Jahr 2007 die Vernet-

zung von Fachpersonen aus der Bundesverwal-

tung, aus Nichtregierungsorganisationen, aus 

Wissenschaft und Forschung sowie Migrantin-

nen und Migranten.  

 

UNICEF Schweiz unterstützt seit mehr als 

zehn Jahren verschiedene Programme zur 

Überwindung von Mädchenbeschneidung und 

fördert intensiv den internationalen Austausch 

der diesbezüglichen Erfahrungen, Daten und 

Fakten in Herkunftsländern und im Migrati-

onskontext. Erfolgreiche Strategien können 

dadurch identifiziert und gezielt gefördert 

werden. Durch Tagungen oder internationale 

Treffen von Experten verschiedener Regierun-

gen und Organisationen kann ein grundlegen-

der Einfluss auf zukünftige Strategien der 

internationalen Völkergemeinschaft ausgeübt 

werden.  

 

Stand: Februar 2016 
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